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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 23/2011 DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 14. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 13. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 81,8 
TN 120,5 
TR 108,7 
ZZ 103,7 

0707 00 05 EG 158,2 
JO 96,7 
TR 86,3 
ZZ 113,7 

0709 90 70 MA 40,9 
TR 127,8 
ZZ 84,4 

0805 10 20 EG 56,7 
IL 67,1 

MA 53,8 
TR 70,7 
ZA 56,7 
ZZ 61,0 

0805 20 10 MA 67,5 
TR 79,6 
ZZ 73,6 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 129,3 
HR 46,1 
IL 66,4 
JM 106,9 

MA 103,8 
TR 73,4 
ZZ 87,7 

0805 50 10 TR 58,2 
ZZ 58,2 

0808 10 80 CA 99,7 
CN 112,2 
US 126,7 
ZZ 112,9 

0808 20 50 CN 49,8 
US 120,5 
ZZ 85,2 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.

DE L 10/2 Amtsblatt der Europäischen Union 14.1.2011



VERORDNUNG (EU) Nr. 24/2011 DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2011 

zur Änderung der mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2010/11 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2010/11 sind mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
22/2011 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2010/11 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 867/2010 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 14. Januar 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 13. Januar 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 14. Januar 2011 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle 
für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 64,59 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 64,59 0,00 

1701 12 10 ( 1 ) 64,59 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 64,59 0,00 

1701 91 00 ( 2 ) 60,43 0,00 

1701 99 10 ( 2 ) 60,43 0,00 
1701 99 90 ( 2 ) 60,43 0,00 

1702 90 95 ( 3 ) 0,60 0,17 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 13. Januar 2011 

zur Änderung der Entscheidung 97/556/EG über das Verfahren zur Bescheinigung der Konformität 
von Bauprodukten gemäß Artikel 20 Absatz 2 der Richtlinie 89/106/EWG des Rates betreffend 

außenliegende Wärmedämmverbundsysteme oder -bausätze mit Putz (WDVS) 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2011) 34) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/14/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte ( 1 ), ins­
besondere auf Artikel 13 Absatz 4, 

nach Anhörung des Ständigen Ausschusses für das Bauwesen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Entscheidung 97/556/EG der Kommission vom 
14. Juli 1997 über das Verfahren zur Bescheinigung 
der Konformität von Bauprodukten gemäß Artikel 20 
Absatz 2 der Richtlinie 89/106/EWG des Rates betref­
fend außenliegende Wärmedämmverbundsysteme oder 
-bausätze mit Putz (WDVS) ( 2 ) bezieht sich nur auf Pro­
dukte, die unter europäische technische Zulassungen fal­
len, obwohl einige dieser Produkte auch durch harmoni­
sierte europäische Normen erfasst sein können. 

(2) Die Entscheidung 97/556/EC sollte daher geändert wer­
den, damit sie auch für Produkte gilt, die unter harmo­
nisierte europäische Normen fallen, die vom CEN zu 
erstellen sind — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 97/556/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Das Konformitätsbescheinigungsverfahren nach Anhang II 
wird in den Aufträgen zur Erarbeitung von Leitlinien für 
europäische technische Zulassungen angegeben. Das Konfor­
mitätsbescheinigungsverfahren nach Anhang III wird in den 
Aufträgen zur Erarbeitung von harmonisierten europäischen 
Normen angegeben.“ 

2. Ein neuer Anhang III wird gemäß dem Anhang des vorlie­
genden Beschlusses angefügt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 13. Januar 2011 

Für die Kommission 

Antonio TAJANI 
Vizepräsident
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ANHANG 

„ANHANG III 

PRODUKTFAMILIE 

AUSSENLIEGENDE WÄRMEDÄMMVERBUNDSYSTEME ODER -BAUSÄTZE MIT PUTZ (1/1) 

Systeme der Konformitätsbescheinigung 

Für das (die) unten angegebene(n) Produkt(e) und seinen (ihre) Verwendungszweck(e) wird das CEN ersucht, in den 
relevanten harmonisierten europäischen Normen das folgende System der Konformitätsbescheinigung anzugeben: 

Produkt Verwendungszweck Stufe oder Klasse 
(Brandverhalten) 

System der 
Konformitätsbescheinigung 

Außenliegende Wärmedämm­
verbundsysteme oder -bau­
sätze mit Putz (WDVS) 

Für Außenwände Alle 1 

System 1: Siehe Richtlinie 89/106/EWG, Anhang III Abschnitt 2 Ziffer i, ohne Stichprobenprüfung. 

Das System sollte derart ausgestaltet werden, dass es auch da eingeführt werden kann, wo für ein bestimmtes Produkt­
merkmal eine Leistung nicht nachgewiesen werden muss, da wenigstens ein Mitgliedstaat für dieses Produktmerkmal 
keinerlei gesetzliche Anforderungen stellt (siehe Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 89/106/EWG und gegebenenfalls Abschnitt 
1.2.3 der Grundlagendokumente). In diesen Fällen darf die Nachprüfung eines solchen Produktmerkmals dem Hersteller nicht 
auferlegt werden, wenn er nicht wünscht, über diese Produktleistung eine Erklärung abzugeben.“
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BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 20. Dezember 2010 

über die Eröffnung von Konten zur Abwicklung von Zahlungen in Verbindung mit Darlehen der 
EFSF an Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist 

(EZB/2010/31) 

(2011/15/EU) 

DAS DIREKTORIUM DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK — 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf die 
Artikel 17 und 21, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 17 der Satzung des Europäischen Systems 
der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank 
(nachfolgend: „ESZB-Satzung“) kann die Europäische Zen­
tralbank (EZB) zur Durchführung ihrer Geschäfte Konten 
für Kreditinstitute, öffentliche Stellen und andere Markt­
teilnehmer eröffnen. 

(2) Gemäß den Artikeln 21.1 und 21.2 der ESZB-Satzung 
kann die EZB als Fiskalagent für Organe, Einrichtungen 
oder sonstige Stellen der Union, Zentralregierungen, re­
gionale oder lokale Gebietskörperschaften oder andere 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, sonstige Einrichtun­
gen des öffentlichen Rechts oder öffentliche Unterneh­
men der Mitgliedstaaten tätig werden. 

(3) Gemäß Artikel 1 Absatz 2 des Beschlusses EZB/2007/7 
vom 24. Juli 2007 über die Bedingungen von TARGET2- 
EZB ( 1 ) kann die EZB Zentralbanken als Kunden akzep­
tieren. 

(4) Es wird Bezug genommen auf den EFSF-Rahmenvertrag 
zwischen den Mitgliedstaaten des Euro-Währungsgebiets 
und der European Financial Stability Facility, Société 
Anonyme (EFSF), einer Aktiengesellschaft luxemburgi­
schen Rechts, deren Gesellschafter die Mitgliedstaaten 
des Euro-Währungsgebiets sind. Der EFSF-Rahmenvertrag 
ist am 4. August 2010 in Kraft getreten und seither 
verbindlich. 

(5) Gemäß dem EFSF-Rahmenvertrag und der Satzung der 
EFSF wird die EFSF den Mitgliedstaaten, deren Währung 
der Euro ist, die in finanzielle Schwierigkeiten geraten 
sind und mit der Europäischen Kommission ein Memo­
randum of Understanding über Haushaltsdisziplin und 
wirtschaftspolitische Leitlinien abgeschlossen haben, Fi­
nanzmittel in Form von Vereinbarungen über eine Dar­
lehensfazilität (nachfolgend „Vereinbarungen über eine 
Darlehensfazilität“) gewähren. 

(6) Artikel 3 Absatz 5 des EFSF-Rahmenvertrags sieht vor, 
dass die Ausreichung von Darlehen, die die EFSF einem 
Mitgliedstaat gewährt, dessen Währung der Euro ist, 
durch die Konten der EFSF und des jeweiligen das Dar­
lehen aufnehmende Mitgliedstaat erfolgt, die für die Zwe­
cke der Vereinbarungen über eine Darlehensfazilität bei 
der EZB eröffnet worden sind. Der Beschluss 
EZB/2010/15 vom 21. September 2010 betreffend die 
Verwaltung von EFSF-Darlehen an Mitgliedstaaten des 
Euro-Währungsgebiets ( 2 ) enthält Bestimmungen über 
die Eröffnung eines auf den Namen der EFSF lautenden 
Geldkontos bei der EZB für die Durchführung der Ver­
einbarungen über eine Darlehensfazilität. 

(7) Die Rückzahlung gemäß den Vereinbarungen über eine 
Darlehensfazilität erfolgt über Geldkonten, die im Namen 
der nationalen Zentralbank (NZB) des jeweiligen das Dar­
lehen aufnehmenden Mitgliedstaats bei der EZB eröffnet 
werden. 

(8) Es ist erforderlich, Bestimmungen über die Geldkonten 
festzulegen, die für die Durchführung der Vereinbarungen 
über eine Darlehensfazilität im Namen der NZB des je­
weiligen das Darlehen aufnehmenden Mitgliedstaats bei 
der EZB zu eröffnen sind — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 

Artikel 1 

Eröffnung von Geldkonten 

Die EZB kann auf Antrag der NZB eines das Darlehen aufneh­
menden Mitgliedstaats zur Abwicklung von Zahlungen im Rah­
men einer Vereinbarung über eine Darlehensfazilität Geldkonten 
eröffnen, die auf den Namen der betreffenden NZB lauten 
(nachfolgend: „NZB-Geldkonto“). 

Artikel 2 

Annahme von Zahlungen, die auf die Geldkonten eingehen 

Ein NZB-Geldkonto wird ausschließlich zur Abwicklung von 
Zahlungen im Rahmen einer Vereinbarung über eine Darlehens­
fazilität verwendet. 

Artikel 3 

Entgegennahme von Anweisungen 

Die EZB nimmt hinsichtlich eines NZB-Geldkontos lediglich 
Anweisungen der NZB entgegen, die das betreffende Konto 
führt.
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Artikel 4 

Salden von Geldkonten 

NZB-Geldkonten dürfen zu keinem Zeitpunkt im Soll stehen. 
Von diesen Konten werden daher keine Zahlungen ausgeführt, 
die das Guthaben auf den Konten übersteigen. 

Artikel 5 

Vergütung 

Die EZB verzinst das Guthaben, das sich länger als einen Ge­
schäftstag auf einem NZB-Geldkonto befindet, zum geltenden 
EZB-Einlagesatz nach der Eurozinsmethode (actual/360). 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 20. Dezember 2010. 

Der Präsident der EZB 

Jean-Claude TRICHET
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